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Es wird beantragt, die Landessatzung in §14 um einen Punkt zu ergänzen.

Eingefügt werden soll nach (2):

Zusammenschlüsse die anerkannt sind, müssen jährlich dem Landesvorstand einen 
Rechenschaftsbericht vorlegen. Erfolgt in zwei aufeinanderfolgenden Jahren die Vorlage des 
Rechenschaftsbericht trotz Anmahnung durch den Landesvorstand nicht, so erlischt die 
Anerkennung des Zusammenschlusses.

Begründung:

In der Vergangenheit ist immer wieder der Streit um die Existenz oder Handlungsfähigkeit der 
Zusammenschlüsse entstanden. Insbesondere bei der Zuweisung von Mitteln aus dem Haushalt gab 
es Unsicherheiten bei der Berücksichtigung der einzelnen Zusammenschlüsse. Bisherige Beschlüsse
im LA oder LaVo haben keinen Satzungscharakter und keine bereinigende Wirkung für inaktive und
geschäftsunfähige Zusammenschlüsse.


